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GROSSES POTENTIAL FÜR DEN SOZIALEN SEK TOR

Modernisierungsschub nötig
Kaum ein Thema nimmt im Koalitionsvertrag von FDP und CDU in Nord-
rhein-Westfalen solch breiten Raum ein wie das Thema „Digitalisierung“. 
Was auffällt: Die Potentiale der Digitalisierung - aber auch die Risiken - 
für die Gesundheits- und Sozialwirtschaft kommen so gut wie gar nicht 
vor. Das ist ein bisschen dünn.

D ie Caritas ist beim Thema „Digitalisie-
rung“ in dreifacher Hinsicht gefordert. 

Sie muss sich – als Anwalt von Benachteilig-
ten – besonders dafür einsetzen, dass sozial 
benachteiligte Menschen an digitaler Bil-
dung und den Chancen in der digitalisierten 
Arbeits- und Lebenswelt teilhaben und da-
von profitieren können. Dazu ist eine breite 

Vermittlung von Wissen und Medienkom-
petenz notwendig, die nicht auf Einzelne 
oder einige gesellschaftliche Gruppen be-
schränkt bleiben darf. Der Ausbau der Netze 
und der digitalen Infrastruktur, wie sie FDP 
und CDU zu Recht fördern wollen, ist in der 
Welt von morgen Teil der Daseinsvorsorge.

Ebenso müssen Bildungs- und Sozial-
einrichtungen besser mit Hardware und 
Endgeräten zu Lern- und Weiterbildungs-
zwecken sowie für Partizipationsmöglich-
keiten für alle ausgestattet werden. Die Digi-
talisierung der Arbeitswelt bringt in der 
Gesundheits- und Sozialwirtschaft an vie-
len Stellen einen großen Nutzen für Patien-
ten, Klienten und Mitarbeiter mit sich. Bei-
spiele der Entbürokratisierung, des 
„Ambient  Assisted Living“  oder   von Open-
Data-Strategien lassen sich anführen.

Doch auch die Risiken wachsen. Für die 
Caritas sind Datenschutz und IT-Sicherheit 
wichtig, weil sie die Individualrechte be-
wahren. Es ist auch nötig, innerhalb der Ca-
ritas den Austausch und die Zusammenar-

beit in diesen Feldern zu verstärken, um zu 
großen Lösungen zu kommen und Skalen-
effekte auszulösen.

Auf Bundesebene haben BMFSFJ und 
die Spitzenverbände der Freien Wohl-
fahrtspflege jüngst  ausdrücklich eine enge-
re Zusammenarbeit vereinbart mit dem 
Ziel, die digitale Transformation sozial zu 
gestalten. Das Bekenntnis zu den digitalen 
Potentialen für den sozialen Sektor einge-
schlossen. Und bei uns in NRW? 

FDP und CDU in Nordrhein-Westfalen 
sehen durch die Digitalisierung besondere 
Chancen für Innovationen bislang vor al-
lem bei kleinen und mittleren Unterneh-
men. Doch eben auch die Sozialwirtschaft 
ist ein potenziell großer Nachfrager von 
Prozessen und Leistungen, die dank der Di-
gitalisierung günstiger und besser angebo-
ten werden können. Um diese „Digitaldivi-
dende“ zu erlösen, muss jedoch die Digitali-
sierung der Sozialwirtschaft durch das 
Land unterstützt und gefördert werden. 

Dazu gehört auch, dass die Caritas bei 
sozialen Diensten entsprechende Schnitt-
stellen zu den Kommunen nutzen können 
muss. Das von den Koalitionsparteien ange-
strebte Modellprojekt einer digitalen Kom-
mune muss ergänzt werden durch ein Mo-
dellvorhaben digitalisierter Freier Träger. 
Warum nicht mit der Caritas als Kooperati-
onspartner?

Unregulierter Markt neuer Art
Die Caritas in NRW berät, begleitet, pflegt 
und unterstützt täglich rund eine Million 
Menschen. Immer mehr Menschen lassen 
sich soziale Dienstleistungen über Plattfor-
men, Netzwerke und Communities vermit-
teln – oft in weitaus schlechterer fachlicher 
Qualität als in der „Face-to-Face“-Beratung. 
Die Wohlfahrtspflege braucht gesetzgeberi-
sche Unterstützung und neue Wege der Re-
finanzierung (nicht unbedingt zusätzli-
che!), um soziale Dienstleistungen mit den 
notwendigen Qualitäts-
standards auch in einem 
unregulierten Markt neu-
en Zuschnitts und unter 
neuen Bedingungen an-
bieten zu können. 
MARKUS LAHRMANN

04/17

 Digitalisierung verändert auch die 

ISozialwirtschaft 

 caritas-nrw.de/nachrichten
 facebook.de/caritas_in_NRW
 redaktion@caritas-nrw.de
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INVESTITIONSSTAU

Krankenhäuser brauchen 
dauerhafte Finanzspritze

Die  Krankenhäuser in Nordrhein-Westfa-
len beklagen einen milliardenschweren In-
vestitionsstau und fordern mehr Geld für 
Gebäudesanierungen  und medizinische 
Geräte. Angesichts verschärfter  Hygiene-
Vorschriften, der zunehmenden Digitalisie-
rung, des demografischen Wandels und des 
medizinisch-technischen Fortschritts 
stünden die landesweit 352 Krankenhäuser 
in den nächsten Jahren vor „großen  Her-
ausforderungen“, erklärte der Präsident der 
Krankenhausgesellschaft in  NRW (KGNW), 
Jochen Brink, in Düsseldorf. Derzeit liege 
die Investitionslücke bei etwa einer Milliar-
de Euro pro Jahr. In den letzten Jahren habe 
sich bei den Kliniken in NRW ein Investiti-
onsstau von 12,8 Milliarden Euro gebildet.

Respektables Zeichen
NRW-Gesundheitsminister Karl-Josef Lau-
mann (CDU) hatte zuvor für dieses Jahr 
eine zusätzliche Investitionsspritze von 
250 Millionen Euro für die Krankenhäuser 
aus dem Nachtragshaushalt angekündigt. 
Damit erhalten die Kliniken 2017 für Bau-
kosten und Geräteanschaffungen insge-
samt 780 Millionen Euro. Brink sprach von 
einem „respektablen Zeichen“ für einen 
Neustart bei der Investitionsfinanzierung 
der Krankenhäuser. Damit werde von der 
neuen Landesregierung anerkannt, dass 
die Krankenhäuser neben Kitas, Polizisten 
und Lehrern ein zentraler Teil der Daseins-
vorsorge in unserem Land seien. 

Die Krankenhäuser haben nach eige-
nen Angaben zwischen 2002 und 2015 
rund 11 Prozent der Betten abgebaut und 
die durchschnittliche Verweildauer der Pa-
tienten um rund 23 Prozent gesenkt und so 
die Versorgungsstrukturen effizienter und 
qualitätsorientiert gestaltet. Gleichzeitig 
seien die Fallzahlen von 4,1 Millionen auf 
4,55 Millionen stationäre Patienten im Jahr 
gestiegen.

Der Investitionsbedarf bleibe daher be-
stehen, denn die Patienten sollten weiter-
hin bestmöglich und nach aktuellem Stand 
der Methoden und Technik versorgt wer-
den. Investiert werden müsse auch in die 
Arbeitsbedingungen der Mitarbeiter. Mo-
dernste Geräte und hochwertige Ge-
bäudeinfrastruktur seien notwendig. 

KNA/ML 

KIRCHLICHES ARBEITSRECHT

Höhere Löhne auch ohne Streik  
Tarifvergleich für Arbeitnehmer: Die von Verdi ausgehandelten Tarife hin-
ken weitgehend denen der Caritas hinterher. Das kirchliche Arbeitsrecht 
garantiert Tarifbindung in weiten Bereichen der Sozialwirtschaft. 

   G ebetsmühlenartig wiederholt die Ge-
werkschaft Verdi, dass das kirchliche 

Arbeitsrecht abgeschafft gehöre, „weil es 
mehr als einer Million Beschäftigten das 
Grundrecht auf Streik nimmt“, so jüngst wie-
der Verdi-Chef Frank Bsirske in der „Westfa-
lenpost“. Für das Recht, kirchliche Einrich-
tungen zu bestreiken, ist denn auch Verdi bis 
vor das Bundesverfassungsgericht gezogen. 
So viel Aufwand wäre in Bezug auf höhere 
Löhne bei Caritas und Diakonie gar nicht nö-
tig gewesen, sagt die Zeitschrift „Wohlfahrt 
intern“.  Denn die sind bei Caritas und Diako-
nie in den meisten Fällen auch ohne Streik-
recht höher. 

Konkret: Die von Verdi in der Sozial-
wirtschaft ausgehandelten Tarife hinken in 
NRW weitgehend denen der Caritas hinter-
her. Dies ist das Ergebnis eines ausführli-
chen Tarifvergleichs, den die Fachzeit-
schrift zu 44 Berufsgruppen und Tätig- 
keiten in der Sozialwirtschaft vorgelegt hat. 
„Der von Verdi als Erfolg gewertete Tarifver-
trag mit den Diakonischen Werken in Nie-
dersachsen nimmt sich vor diesem Hinter-
grund etwas bescheiden aus“, erklärt 
Norbert Altmann vom Diözesan-Caritas-
verband Paderborn, zugleich Sprecher der 
Dienstgeberseite der Arbeitsrechtlichen 
Kommission des Deutschen Caritasverban-
des. „Dass nur dort höhere Löhne und bes-
sere Arbeitnehmerrechte durchgesetzt 
werden können, wo gestreikt werden darf, 
stimmt zumindest in der Sozialwirtschaft 
nicht mit der Realität überein.“    

Die von Verdi aufgestellte Behauptung, 
dass im „Dritten Weg“ des kirchlichen Ar-
beitsrechtes einseitig die Arbeitgeber die 
Regeln aufstellten, werde nicht richtiger, 
wenn man sie ständig wiederhole. „Der 
‚Dritte Weg‘ basiert auf dem Konsensprin-
zip zwischen Arbeitgebern und Arbeitneh-
mern. Dies entspricht dem kirchlichen Cha-
rakter der Einrichtungen. Caritas-Einrich-
tungen sind nun einmal Teil der Kirche“, so 
Altmann. Damit auch unter dem Konsens-
prinzip nicht doch die jeweiligen Dienstge-
ber-Vertreter am längeren Hebel säßen, sei-

en in den letzten Jahren die Mitarbeiter-
rechte deutlich gestärkt worden. „Natürlich 
gibt es immer etwas zu verbessern. Aber 
dennoch hat sich die Sonderform eines ei-
genen kirchliches Arbeitsrechten gerade in 
der Sozialwirtschaft als Segen erwiesen.“ 

Das Streikrecht garantiere in der Sozialwirt-

schaft nicht automatisch mehr Arbeitnehmer-

rechte und  höhere Löhne, so Norbert Altmann 

vom Diözesan-Caritasverband Paderborn.

Foto: cpd
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Kritik an Bildungsarmut
Die Caritas im Bistum Essen hat eine 
gesellschaftliche Schieflage kritisiert. „Es 
ist ein Armutszeugnis, dass die Caritas 
Kinder mit Schulmaterialien versorgen 
muss, weil die Familien zu arm sind, sich 
die Bildung ihrer Kinder zu leisten“, sagte 
Sabine Depew, Direktorin der Caritas im 
Ruhrbistum. Schulmaterialkammern 
seien ein Versuch, etwas geradezurü-
cken, was gesellschaftlich schräg sei. Sie 
setze beim Thema Bildungsarmut auf 
die Landesregierung. FDP und CDU hät-
ten in ihrem Koalitionsvertrag erkannt, 
dass der Schlüssel gegen Kinderarmut 
ein integrierter Politikansatz sei: eine Bil-
dungspolitik, die den Aufstieg durch Bil-
dung ermögliche, eine Wirtschaftspoli-
tik, die von Armut bedrohte Familien in 
Lohn und Brot bringe, und eine Famili-
enpolitik, die die Vereinbarkeit von Fa-
milie, Beruf und Pflege sicherstelle. 

Schule für alle gefordert
Eine Gesetzesanpassung mit einer Aus-
dehnung der Schulpflicht für Kinder 
auch in Aufnahmeeinrichtungen für 
Asylbewerber haben zwölf Flüchtlings-
organisationen in Nordrhein-Westfalen 
gefordert. Bislang besteht der Anspruch 
auf regulären Schulbesuch erst nach Zu-
weisung der Asylbewerber an eine Kom-
mune. Da aber die Dauer der Unterbrin-
gung in den Landesaufnahmeeinrich-
tungen immer länger wird, werden die 
Asylsuchenden auch für eine immer 
größere Zeitspanne vom Schulbesuch 
ausgeschlossen.

Es sei nicht akzeptabel, dass die Bil-
dungsbiografien geflüchteter Kinder und 
Jugendlicher langfristig unterbrochen 
würden oder gar nicht erst beginnen 
könnten, so ein Positionspapier des 
Flüchtlingsrates NRW. Dem schloss sich 
die Aktionsgemeinschaft junge Flücht-

linge an, in der auch die fünf Diözesan-
Caritasverbände  mitarbeiten. 
 www.frnrw.de/aktuell.html

Eine Million Sterne 
Am Samstag, dem 18.11.2017, findet die 
bundesweite Solidaritätsaktion „Eine 
Million Sterne“ statt. Caritas internatio-
nal, das Hilfswerk des Deutschen Caritas-
verbandes, ruft an diesem Tag dazu auf, 
öffentliche Plätze in strahlende Lichter-
meere zu verwandeln und gemeinsam 
ein Zeichen für eine gerechtere Welt zu 
setzen. Die Solidaritätsaktion wird  an bis 
zu 100 unterschiedlichen Standorten 
von Caritasverbänden, Einrichtungen, 
Diensten und Pfarrgemeinden durchge-
führt. Im Fokus der Aktion 2017 steht ein 
Schulprojekt von Caritas international 
für libanesische sowie syrische und ira-
kische Flüchtlingskinder. 
 www.einemillionsterne.de

ARBEITSLOSENREPORT DER WOHLFAHRTSVERBÄNDE

Mehr Flüchtlinge stärker in den 
Arbeitsmarkt bringen
Die nordrhein-westfälischen Wohlfahrtsverbände fordern eine stärkere 
Integration von Flüchtlingen in den Arbeitsmarkt. Die Zahl der Arbeits-
losen aus den zuzugsstarken außereuropäischen Ländern sei innerhalb 
eines Jahres bis Juni 2017 um 38 Prozent auf 58 000 Personen gestie-
gen, heißt es im aktuellen „Arbeitslosenreport NRW“.

D ie Zahl der Flüchtlinge unter den 
Hartz-IV-Empfängern wuchs nach den 

Angaben innerhalb von zwölf Monaten bis 
Februar 2017 um 104 Prozent auf rund 
142 000. Die Zahlen machten deutlich, dass 
bei der Arbeitsmarktintegration noch viel zu 
tun sei. Allerdings gebe es keinen Grund für 
negative Stimmungsmache. Denn die Zahl 
der aus diesen Ländern kommenden Asyl-
bewerber unter den sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten sei binnen eines Jah-
res bis September 2016 um 44 Prozent auf 
rund 23 000 Personen angewachsen.

Laut Wohlfahrtspflege geht jeder zwei-
te beschäftigte Flüchtling nur einem Hel-
ferjob nach. Doch bei vielen Geflüchteten 
sei von einem großen Bildungspotenzial 
auszugehen. 22 Prozent brächten sogar ein 
überdurchschnittlich hohes Bildungslevel 

durch Abitur oder Hochschulreife mit. Al-
lerdings sei der Anteil derer ohne Haupt-
schulabschluss mit 38 Prozent auch ver-
gleichsweise hoch.

Die Wohlfahrtspflege fordert, dass Job-
center Flüchtlinge langfristig fort- und wei-
terbilden. Nach den massiven Kürzungen 
der finanziellen Hilfen für Fort- und Weiter-
bildung müssten den Einrichtungen wie-
der Mittel für mehrjährige Bildungsange-
bote zur Verfügung gestellt werden. Zwar 
hätten im März 2017 rund 223 000 Flücht-
linge an arbeitsmarktpolitischen Maßnah-
men teilgenommen. Doch das seien nur 
kurze Kurse für eine erste Orientierung am 
Arbeitsmarkt gewesen. Notwendig sei eine 
kontinuierliche Begleitung zur Integration 
in Ausbildung und Arbeit. 
 www.arbeitslosenreport-nrw.de

AK TION ZUR BUNDESTAGSWAHL

Wählt Menschlichkeit

Mit der Aktion „Wählt Menschlichkeit“ for-
dert die Caritas unentschlossene Bürger 
dazu auf, zur Wahl zu gehen und darüber 
nachzudenken, was den Wert einer offenen 
Gesellschaft ausmacht. Noch bis zum 
Wahltag am 24. September lädt die Caritas 
dazu ein, auf den Facebook-Seiten von Cari-
tas Deutschland mitzudiskutieren über 
Themen wie soziale Gerechtigkeit, Europa 
oder Zuwanderung.

Die Caritas will daran erinnern, dass 
eine freiheitliche und offene Gesellschaft 
auf Solidarität, Mitmenschlichkeit und Res-
pekt gründet. 
 @caritas.deutschland 

 @caritas_web.de

 #waehltmenschlichkeit

  www.waehlt-menschlichkeit.de
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PR A XIS-FORUM DER CARITAS IN NRW

Wie führt man ein christliches 
Unternehmen?
Gibt es so etwas: eine christliche Unternehmenskultur? Und wenn ja: 
Wie sichert und entwickelt man eine christliche Identität unter heutigen 
marktökonomischen Rahmenbedingungen? Um diese und weitere Fra-
gen ging es beim Praxis-Forum „Von der Kunst, ein christliches Unter-
nehmen zu führen“ Anfang September im Kölner Maternushaus. 

V or 120 Führungskräften aus kirchlich-
caritativen Organisationen griff Heinz-

Josef Kessmann, Diözesan-Caritasdirektor 
aus Münster, die Frage nach der Unter-
scheidbarkeit auf. Häufig werde ihm die Fra-
ge gestellt: „Wodurch unterscheidet ihr euch 
eigentlich in der konkreten Arbeit von dem, 
was die anderen Wohlfahrtsverbände tun?“

Die Antwort sei vor Jahren, als christli-
che Symbole und eine Mitgliedschaft der 
Mitarbeiter in der katholischen Kirche noch 
selbstverständlich gewesen seien, leichter 
gewesen als heute. Aber wie ist eine christ-
liche Ausrichtung zu erkennen? Ralf Hader-
lein, Professor für Sozialmanagement an 
der Hochschule Koblenz, betonte, der 
christliche Auftrag müsse in der Arbeit le-
bendig und stetig weiterentwickelt werden. 

„Denn Profillosigkeit führt in der Pluralität 
zu Orientierungslosigkeit und Beliebigkeit.“ 

Qualität der Fachlichkeit
Haderlein warb bei den Führungskräften 
für eine neue Zugehensweise zur Gestal-
tung von Identitätsprozessen. Es brauche 
die bewusste Förderung von neuen Forma-
ten zur Wahrnehmung des Christlichen in 
der caritativen Praxis. Dass diese Zuwen-
dung für andere Menschen ein Ausdruck 
des Glaubens sei, müsse neu durch die Or-
ganisation thematisiert und erläutert wer-
den. 

Dies künftig den Mitarbeitern zu ver-
mitteln, sei eine neue Herausforderung für 
Führungskräfte, denn diese seien religiös 
unterschiedlich sozialisiert, so Bruno 

Schrage, Sprecher des Facharbeitskreises 
„Grundlagen und Profil“ der Caritas in NRW. 
„Die Führungskräfte müssen die Vorausset-
zung schaffen, dass die Mitarbeiter erleben, 
es ist gut, in diesem christlichen Unterneh-
men zu arbeiten.“ Der christliche Glaube 
könne Mitarbeiter in vielen Situationen tra-
gen, davon sei er überzeugt. „Etwa dann, 
wenn schicksalhafte Erlebnisse nach einer 
Deutung fragen.“ Dann zeige sich, ob ein 
Unternehmen ein Hoffnungspotenzial an-
biete und dieses solidarisch erfahrbar 
werde. 

Der Unterschied liege dabei sicher nicht 
in der Qualität der Fachlichkeit. „Es geht um 
die Überzeugung, mit der ich die Arbeit ver-
richte. Das hat zur Folge, dass die Mitarbei-
ter dann auch mit einem anderen Einsatz 
dabei sind, weil eine tiefe innere Motivation 
dahintersteht.“             ALEXANDER KLENK

Provozierende Thesen: Prof. Ralf Haderlein
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